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Übereinkommen 
über die Beteiligung der Republik Bulgarien 

und Rumäniens am Europäischen 
Wirtschaftsraum 

Abgeschlossen in Brüssel am 25. Juli 2007 
Zustimmung des Landtags: 24. Oktober 2007 

Vorläufig angewendet seit 1. August 20071 

Die Europäische Gemeinschaft, 
das Königreich Belgien, 
die Tschechische Republik, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Republik Estland, 
Irland, 
die Hellenische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 
die Italienische Republik, 
die Republik Zypern, 
die Republik Lettland, 
die Republik Litauen, 
das Grossherzogtum Luxemburg, 
die Republik Ungarn, 

 
1 Das Inkrafttreten des Übereinkommens wird zu einem späteren Zeitpunkt kundgemacht. 
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Malta, 
das Königreich der Niederlande, 
die Republik Österreich, 
die Republik Polen, 
die Portugiesische Republik, 
die Republik Slowenien, 
die Slowakische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 
das Vereinigte Königreich Grossbritannien und Nordirland, 
im Folgenden "EG-Mitgliedstaaten" genannt, 
Island, 
das Fürstentum Liechtenstein, 
das Königreich Norwegen, 
im Folgenden "EFTA-Staaten" genannt, 
zusammen im Folgenden "derzeitige Vertragsparteien" genannt, 
und 
die Republik Bulgarien, 
Rumänien, 
in der Erwägung, dass der Vertrag über den Beitritt der Republik Bulga-
rien und Rumäniens zur Europäischen Union (im Folgenden "Beitritts-
vertrag" genannt) am 25. April 2005 in Luxemburg unterzeichnet wurde, 
in der Erwägung, dass nach Art. 128 des am 2. Mai 1992 in Porto unter-
zeichneten Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum jeder 
europäische Staat, der Mitglied der Gemeinschaft wird, beantragt, Ver-
tragspartei des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (im 
Folgenden "EWR-Abkommen" genannt) zu werden, 
in der Erwägung, dass die Republik Bulgarien und Rumänien beantragt 
haben, Vertragsparteien des EWR-Abkommens zu werden, 
in der Erwägung, dass die Bedingungen für eine solche Beteiligung durch 
ein Übereinkommen zwischen den derzeitigen Vertragsparteien und den 
antragstellenden Staaten zu regeln sind - 
haben beschlossen, folgendes Übereinkommen zu schliessen: 
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Art. 1 

1) Die Republik Bulgarien und Rumänien werden Vertragsparteien 
des EWR-Abkommens und werden im Folgenden "neue Vertragsparteien" 
genannt. 

2) Ab Inkrafttreten dieses Übereinkommens sind die Bestimmungen 
des EWR-Abkommens in der Fassung, die sie durch die vor dem 1. Ok-
tober 2004 angenommenen Beschlüsse des Gemeinsamen EWR-Aus-
schusses erhalten haben, für die neuen Vertragsparteien unter den glei-
chen Bedingungen wie für die derzeitigen Vertragparteien und unter den 
Bedingungen dieses Übereinkommens verbindlich. 

3) Die Anhänge dieses Übereinkommens sind Bestandteil dieses Über-
einkommens. 

Art. 2 

1. Anpassung des Hauptteils des EWR-Abkommens 

a) Präambel: 
Die Liste der Vertragsparteien erhält folgende Fassung: 
"Die Europäische Gemeinschaft, 
das Königreich Belgien, 
die Republik Bulgarien, 
die Tschechische Republik, 
das Königreich Dänemark, 
die Bundesrepublik Deutschland, 
die Republik Estland, 
Irland, 
die Hellenische Republik, 
das Königreich Spanien, 
die Französische Republik, 
die Italienische Republik, 
die Republik Zypern, 
die Republik Lettland, 
die Republik Litauen, 
das Grossherzogtum Luxemburg, 
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die Republik Ungarn, 
Malta, 
das Königreich der Niederlande, 
die Republik Österreich, 
die Republik Polen, 
die Portugiesische Republik, 
Rumänien, 
die Republik Slowenien, 
die Slowakische Republik, 
die Republik Finnland, 
das Königreich Schweden, 
das Vereinigte Königreich Grossbritannien und Nordirland 
und 
Island, 
das Fürstentum Liechtenstein, 
das Königreich Norwegen," 

b) Art. 2: 
i) In Bst. b werden die Worte "die Republik" gestrichen. 
ii) Nach Bst. d werden folgende Buchstaben angefügt: 

"e) "Beitrittsakte vom 25. April 2005": die am 25. April 2005 in 
Luxemburg angenommene Akte über die Bedingungen des 
Beitritts der Republik Bulgarien und Rumäniens und die 
Anpassungen der die Europäische Union begründenden 
Verträge. 

f) "Beitrittsprotokoll vom 25. April 2005": das am 25. April 
2005 in Luxemburg angenommene Protokoll über die Be-
dingungen und Einzelheiten der Aufnahme der Republik 
Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union." 

c) Art. 117: 

Art. 117 erhält folgende Fassung: 

"Die Bestimmungen über die Finanzierungsmechanismen sind 
in den Protokollen 38 und 38a und in dem Addendum zu Proto-
koll 38a festgelegt." 
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d) Art. 126: 
In Abs. 1 werden die Worte "der Republik Island" durch das Wort 
"Islands" ersetzt. 

e) Art. 129: 
i) Abs. 1 Unterabs. 2 erhält folgende Fassung: 

"Infolge der Erweiterungen des Europäischen Wirtschaftsraums 
sind die Fassungen dieses Abkommens in bulgarischer, estni-
scher, lettischer, litauischer, maltesischer, polnischer, rumäni-
scher, slowakischer, slowenischer, tschechischer und ungari-
scher Sprache gleichermassen verbindlich." 

ii) Abs. 1 Unterabs. 3 erhält folgende Fassung: 
"Der Wortlaut der Rechtsakte, auf die in den Anhängen Bezug 
genommen wird, ist in der im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlichten Fassung in bulgarischer, dänischer, 
deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, grie-
chischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, nie-
derländischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, schwe-
discher, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer 
und ungarischer Sprache gleichermassen verbindlich und wird 
für die Authentifizierung in isländischer und norwegischer 
Sprache abgefasst und in der EWR-Beilage des Amtsblatts der 
Europäischen Union veröffentlicht." 

2. Anpassung der Protokolle zum EWR-Abkommen 
a) Protokoll 4 über die Ursprungsregeln wird wie folgt geändert: 

i) In Art. 3 Abs. 1 wird die Bezugnahme auf die neuen Vertrags-
parteien gestrichen. 

ii) Anhang IVa (Wortlaut der Erklärung auf der Rechnung) wird 
wie folgt geändert: 
aa) Vor der spanischen Fassung des Wortlauts der Erklärung 

auf der Rechnung wird Folgendes eingefügt: 

"Bulgarische Fassung 

Износителят на продуктите, обхванати от този 
документ (митническо разрешение № … (1)) декларира, 
че освен кьдето е отбелязано друго, тези продукти са с 
преференциален произход … (2)." 
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bb) Vor der slowenischen Fassung des Wortlauts der Erklä-
rung auf der Rechnung wird Folgendes eingefügt: 

"Rumänische Fassung 

Exportatorul produselor ce fac obiectul acestui 
document (autorizaţia vamală nr. …(1)) declară că, excep-
tând cazul în care în mod expres este indicat altfel, aceste 
produse sunt de origine preferenţială … (2)." 

iii) Anhang IVb (Wortlaut der Erklärung auf der Rechnung EUR-
MED) wird wie folgt geändert: 
aa) Vor der spanischen Fassung des Wortlauts der Erklärung 

auf der Rechnung EUR-MED wird Folgendes eingefügt: 

"Bulgarische Fassung 

Износителят на продуктите, обхванати от този 
документ (митническоразрешение № … (1)) декларира, 
че освен кьдето е отбелязано друго, тези продукти са с 
преференциален произход … (2). 
- cumulation applied with ……………… (Name des 

Landes/der Länder) 
- no cumulation applied (3)." 

bb) Vor der slowenischen Fassung des Wortlauts der Erklä-
rung auf der Rechnung EUR-MED wird Folgendes ein-
gefügt: 

"Rumänische Fassung 

Exportatorul produselor ce fac obiectul acestui 
document (autorizaţia vamală nr. …(1)) declară că, excep-
tând cazul în care în mod expres este indicat altfel, aceste 
produse sunt de origine preferenţială … (2). 
- cumulation applied with ……………… (Name des 

Landes/der Länder) 
- no cumulation applied (3)." 

b) Protokoll 38a wird wie folgt geändert: 
In Art. 4 Abs. 3 werden die Worte "prüft die vorgeschlagenen 
Projekte auf ihre Vereinbarkeit mit den Zielen der Gemeinschaft" 
durch die Worte "kann die vorgeschlagenen Projekte auf ihre Ver-
einbarkeit mit den Zielen der Gemeinschaft prüfen" ersetzt. 
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c) Dem Protokoll 38a wird Folgendes angefügt: 

"Addendum zu Protokoll 38a 
Über den EWR-Finanzierungsmechanismus für die Republik 

Bulgarien und Rumänien 

Art. 1 

1) Protokoll 38a gilt entsprechend für die Republik Bulgarien 
und für Rumänien. 

2) Ungeachtet des Abs. 1 gilt Art. 6 des Protokolls 38a nicht. 
Verfügbare Mittel, die für Bulgarien und Rumänien bestimmt wa-
ren und nicht gebunden wurden, werden anderen Empfängerstaa-
ten nicht neu zugewiesen. 

3) Ungeachtet des Abs. 1 gilt Art. 7 des Protokolls 38a nicht. 

4) Ungeachtet des Abs. 1 können sich die Zuschüsse für 
Nichtregierungsorganisationen und Sozialpartner auf bis zu 90 % 
der Projektkosten belaufen. 

Art. 2 

Im Zeitraum vom 1. Januar 2007 bis zum 30. April 2009 wer-
den im Rahmen des vorgesehenen finanziellen Beitrags für die 
Republik Bulgarien und für Rumänien 21,5 Mio. EUR für die Re-
publik Bulgarien und 50,5 Mio. EUR für Rumänien zusätzlich be-
reitgestellt; diese Beträge werden ab dem Inkrafttreten des Über-
einkommens über die Beteiligung der Republik Bulgarien und 
Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Über-
einkommens über die vorläufige Anwendung des Übereinkom-
mens in einer einzigen Tranche im Jahr 2007 zur Bindung bereit-
gestellt." 
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d) Protokoll 44 erhält folgende Fassung: 

"Über die Schutzmechanismen infolge der Erweiterungen des 
Europäischen Wirtschaftsraums 

1. Anwendung des Art. 112 des Abkommens auf die allgemeine 
wirtschaftliche Schutzklausel und die Schutzmechanismen be-
stimmter Übergangsregelungen im Bereich der Freizügigkeit 
und des Strassenverkehrs 
Art. 112 des Abkommens findet auch auf die Fälle Anwen-
dung, die in den folgenden Bestimmungen genannt sind oder 
auf die dort Bezug genommen wird: 

a) Art. 37 der Beitrittsakte vom 16. April 2003 und Art. 36 
der Beitrittsakte vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittspro-
tokolls vom 25. April 2005 und 

b) in den Schutzmechanismen in den Übergangsregelungen in 
Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und Anhang 
VIII (Niederlassungsrecht) unter der Überschrift "Über-
gangszeit", in Anhang XVIII (Sicherheit und Gesundheits-
schutz am Arbeitsplatz, Arbeitsrecht sowie Gleichbehand-
lung von Männern und Frauen) unter Nummer 30 (Richt-
linie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes) und in Anhang XIII (Verkehr) unter Nummer 26c 
(Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates) und zwar mit 
den Fristen, dem Geltungsbereich und den Rechtsfolgen 
nach diesen Bestimmungen. 

2. Binnenmarkt-Schutzklausel 
Das im Abkommen vorgesehene allgemeine Beschlussfassungs-
verfahren findet auch auf Beschlüsse der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften nach Art. 38 der Beitrittsakte vom 
16. April 2003 und nach Art. 37 der Beitrittsakte vom 25. April 
2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 Anwen-
dung." 

Art. 3 

1) Alle Änderungen, die mit der Akte über die Bedingungen des Bei-
tritts der Republik Bulgarien und Rumäniens und die Anpassungen der 
die Europäische Union begründenden Verträge bzw. mit dem Protokoll 
über die Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme der Republik 
Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union an den in das EWR-
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Abkommen aufgenommenen Rechtsakten der Gemeinschaftsorgane vor-
genommen worden sind, werden als Bestandteil in das EWR-Abkommen 
aufgenommen. 

2) Zu diesem Zweck wird in den Anhängen und Protokollen zum 
EWR-Abkommen unter den Nummern, unter denen auf die betreffen-
den Rechtsakte der Gemeinschaftsorgane Bezug genommen wird, fol-
gender Gedankenstrich eingefügt: 
"- 1 2005 SA: Akte über die Bedingungen des Beitritts der Bulgarischen 

Republik und Rumäniens und die Anpassungen der die Europäische 
Union begründenden Verträge, angenommen am 25. April 2005 (ABl. 
L 157 vom 21.6.2005, S. 203)." 

3) Falls und sobald der Vertrag über eine Verfassung für Europa in 
Kraft tritt, erhält der in Abs. 2 genannte Gedankenstrich folgende Fas-
sung: 
"- 1 2005 SP: Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten der 

Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäi-
sche Union, angenommen am 25. April 2005 (ABl. L 157 vom 
21.6.2005, S. 29)." 

4) Ist der in den Abs. 2 oder 3 genannte Gedankenstrich der erste Ge-
dankenstrich unter der betreffenden Nummer, so werden ihm die Wörter 
"geändert durch:" vorangestellt. 

5) In Anhang A dieses Übereinkommens sind die Nummern der An-
hänge und Protokolle zum EWR-Abkommen aufgeführt, unter denen 
der in den Abs. 2, 3 und 4 genannte Wortlaut einzufügen ist. 

6) Müssen vor Inkrafttreten dieses Übereinkommens in das EWR-
Abkommen aufgenommene Rechtsakte wegen der Beteiligung der neuen 
Vertragsparteien angepasst werden und sind die erforderlichen Anpas-
sungen nicht im vorliegenden Übereinkommen vorgesehen, so werden 
diese Anpassungen nach den im EWR-Abkommen festgelegten Verfah-
ren vorgenommen. 

Art. 4 

1) Die in Anhang B dieses Übereinkommens aufgeführten Regelun-
gen der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik Bulgarien 
und Rumäniens und die Anpassungen der die Europäische Union be-
gründenden Verträge werden als Bestandteil in das EWR-Abkommen 
aufgenommen. 
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2) Falls und sobald der Vertrag über eine Verfassung für Europa in 
Kraft tritt, gelten die Regelungen nach Anhang B als Regelungen nach 
dem Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme 
der Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union. 

3) Alle Regelungen, die für das EWR-Abkommen von Belang sind 
und die in der Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik 
Bulgarien und Rumäniens und die Anpassungen der die Europäische 
Union begründenden Verträge bzw. in dem Protokoll über die Bedin-
gungen und Einzelheiten der Aufnahme der Republik Bulgarien und 
Rumäniens in die Europäische Union genannt sind bzw. auf dieser 
Grundlage angenommen wurden, nicht aber in Anhang B dieses Über-
einkommens aufgeführt sind, werden nach den im EWR-Abkommen 
festgelegten Verfahren behandelt. 

Art. 5 

Jede Vertragspartei dieses Übereinkommens kann den Gemeinsamen 
EWR-Ausschuss mit Fragen im Zusammenhang mit der Auslegung oder 
Durchführung dieses Übereinkommens befassen. Der Gemeinsame EWR-
Ausschuss prüft die Fragen im Hinblick auf eine annehmbare Lösung, 
um das reibungslose Funktionieren des EWR-Abkommens aufrechtzu-
erhalten. 

Art. 6 

1) Dieses Übereinkommen muss von den derzeitigen Vertragsparteien 
und den neuen Vertragsparteien nach ihren eigenen Verfahren ratifiziert 
oder genehmigt werden. Die Ratifikations- bzw. Genehmigungsurkun-
den werden beim Generalsekretariat des Rates der Europäischen Union 
hinterlegt. 

2) Es tritt am Tag nach Hinterlegung der letzten Ratifikations- bzw. 
Genehmigungsurkunde einer derzeitigen Vertragspartei oder einer neuen 
Vertragspartei in Kraft, sofern folgende Nebenabkommen und Protokolle 
am selben Tag in Kraft treten: 
a) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen 

Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über ein Kooperations-
programm zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums und der 
nachhaltigen Entwicklung in Bulgarien, 
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b) Abkommen in Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und dem Königreich Norwegen über ein Kooperations-
programm zur Förderung des wirtschaftlichen Wachstums und der 
nachhaltigen Entwicklung in Rumänien, 

c) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und Island aus Anlass des Beitritts der Republik 
Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union und 

d) Zusatzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des 
Beitritts der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen 
Union. 

Art. 7 

Dieses Übereinkommen ist in einer Urschrift in bulgarischer, däni-
scher, deutscher, englischer, estnischer, finnischer, französischer, griechi-
scher, isländischer, italienischer, lettischer, litauischer, maltesischer, nie-
derländischer, norwegischer, polnischer, portugiesischer, rumänischer, 
schwedischer, slowakischer, slowenischer, spanischer, tschechischer und 
ungarischer Sprache abgefasst, wobei jeder Wortlaut gleichermassen 
verbindlich ist, und wird beim Generalsekretariat des Rates der Europäi-
schen Union hinterlegt; dieses übermittelt der Regierung jeder Vertrags-
partei dieses Übereinkommens eine beglaubigte Abschrift. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten Juli zweitausendsieben. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Anhang A 

Verzeichnis nach Art. 3 des Übereinkommens 

Teil I 

Im EWR-Abkommen genannte Rechtsakte, geändert durch 
die Akte über die Bedingungen des Beitritts der Republik 
Bulgarien und Rumäniens und die Anpassungen der die 

Europäische Union begründenden Verträge bzw. das 
Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten der 

Aufnahme der Republik Bulgarien und Rumäniens in die 
Europäische Union 

Die in Art. 3 Abs. 2 und 3 genannten Gedankenstriche werden an fol-
genden Stellen in den Anhängen und Protokollen des EWR-Abkommens 
eingefügt: 

In Kapitel XXVII (Spirituosen) des Anhangs II (Technische Vorschrif-
ten, Normen, Prüfung und Zertifizierung): 

- Nummer 1 (Verordnung (EWG) Nr. 1576/89 des Rates), 
- Nummer 3 (Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates). 

In Anhang XIII (Verkehr): 

- Nummer 19 (Richtlinie 96/26/EG des Rates). 

In Anhang XVII (Geistiges Eigentum): 

- Nummer 6 (Verordnung (EWG) Nr. 1768/92 des Rates), 
- Nummer 6a (Verordnung (EG) Nr. 1610/96 des Europäischen Parla-

ments und des Rates). 
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Teil II 

Sonstige Anpassungen der Anhänge zum EWR-Abkommen 

Die Anhänge zum EWR-Abkommen werden wie folgt geändert: 

Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer): 

1. In Nummer 3 (Richtlinie 68/360/EWG des Rates) erhält die Anpas-
sung e) ii) folgende Fassung: 
"ii) Die Fussnote erhält folgende Fassung: 

"Je nach Ausstellungsland: belgischen, britischen, bulgarischen, 
dänischen, deutschen, estnischen, finnischen, französischen, grie-
chischen, isländischen, irischen, italienischen, lettischen, liech-
tensteinischen, litauischen, luxemburgischen, maltesischen, nie-
derländischen, norwegischen, österreichischen, polnischen, por-
tugiesischen, rumänischen, slowakischen, slowenischen, schwe-
dischen, spanischen, tschechischen, ungarischen, zyprischen."" 
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Anhang B 

Verzeichnis nach Art. 4 des Übereinkommens 

Die Anhänge zum EWR-Abkommen werden wie folgt geändert: 

Anhang II (Technische Vorschriften, Normen, Prüfung und Zertifizie-
rung): 

1. In Kapitel XV Nummer 12a (Richtlinie 91/414/EWG des Rates) wird 
nach dem Absatz über die Übergangsregelungen folgender Absatz 
eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 5 Abschnitt B Teil II) finden An-
wendung." 

2. In Kapitel XVII Nummer 7 (Richtlinie 94/62/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird zwischen dem Absatz über die Über-
gangsregelungen und dem Wortlaut der Anpassung folgender Absatz 
eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt B Nummer 2) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt B Nummer 2) finden 
Anwendung." 

3. In Kapitel XVII Nummer 8 (Richtlinie 94/63/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates) wird zwischen dem Absatz über die Über-
gangsregelungen und dem Wortlaut der Anpassung folgender Absatz 
eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt A Nummer 1) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt A) finden Anwendung." 
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4. In Kapitel XXV Nummer 3 (Richtlinie 2001/37/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpas-
sung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 7) finden Anwendung." 

Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer): 

Abs. 2 unter der Überschrift "Übergangszeitraum" erhält folgende Fas-
sung: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 für Bulga-
rien (Anhang VI Kapitel 1) und Rumänien (Anhang VII Kapitel 1) finden 
Anwendung. 
Das Protokoll 44 über die Schutzmechanismen infolge der Erweiterun-
gen des Europäischen Wirtschaftsraums findet auf die Schutzmechanis-
men nach den in den vorstehenden Absätzen genannten Übergangsrege-
lungen, mit Ausnahme der Regelungen für Malta, Anwendung." 

Anhang VIII (Niederlassungsrecht): 

Abs. 2 unter der Überschrift "Übergangszeitraum" erhält folgende Fas-
sung: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 für Bulga-
rien (Anhang VI Kapitel 1) und Rumänien (Anhang VII Kapitel 1) finden 
Anwendung." 
Das Protokoll 44 über die Schutzmechanismen infolge der Erweiterun-
gen des Europäischen Wirtschaftsraums findet auf die Schutzmechanis-
men nach den in den vorstehenden Absätzen genannten Übergangsrege-
lungen, mit Ausnahme der Regelungen für Malta, Anwendung." 
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Anhang IX (Finanzdienstleistungen): 

Der Nummer 30c (Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) wird folgender Absatz angefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 für Bulga-
rien (Anhang VI Kapitel 2) und Rumänien (Anhang VII Kapitel 2) finden 
Anwendung." 

Anhang XI (Telekommunikationsdienste): 

In Nummer 5cm (Richtlinie 2002/22/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung folgender Absatz 
eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 für Bulga-
rien (Anhang VI Kapitel 9) finden Anwendung." 

Anhang XII (Freier Kapitalverkehr): 

Nach dem Absatz unter der Überschrift "Übergangszeitrum" wird fol-
gender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 für Bulga-
rien (Anhang VI Kapitel 3) und Rumänien (Anhang VII Kapitel 3) finden 
Anwendung." 

Anhang XIII (Verkehr): 

1. Der Nummer 15a (Richtlinie 96/53/EG des Rates) wird folgender 
Absatz angefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 5 Nummer 3) und Rumänien (An-
hang VII Kapitel 6 Nummer 2) finden Anwendung." 
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2. In Nummer 18a (Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates) wird zwischen dem Absatz über die Übergangsbe-
stimmungen und dem Wortlaut der Anpassung folgender Absatz ein-
gefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 6 Nummer 3) finden Anwen-
dung." 

3. In Nummer 19 (Richtlinie 96/26/EG des Rates) wird zwischen dem 
Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wortlaut der Anpas-
sung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 5 Nummer 2) finden Anwendung." 

4. In Nummer 26c (Verordnung (EWG) Nr. 3118/93 des Rates) erhält 
Abs. 2 über die Übergangsregelungen folgende Fassung: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 5 Nummer 1) und Rumänien (An-
hang VII Kapitel 6 Nummer 1) finden Anwendung. 
Das Protokoll 44 über die Schutzmechanismen infolge der Erweite-
rungen des Europäischen Wirtschaftsraums findet auf die Schutzme-
chanismen nach den in den vorstehenden Absätzen genannten Über-
gangsregelungen Anwendung." 

Anhang XV (Staatliche Beihilfen): 

1. Am Ende des Abschnitts "Sektorale Anpassungen" wird folgender 
Absatz angefügt: 

"Zwischen den Vertragsparteien finden die Bestimmungen über 
die bestehenden Beihilferegelungen Anwendung, die in Kapitel 2 
(Wettbewerbspolitik) des Anhangs V der Beitrittsakte vom 25. April 
2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 festgelegt sind." 
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2. Vor der Überschrift "Rechtsakte, auf die Bezug genommen wird", 
wird Folgendes eingefügt: 
"Übergangszeitraum 

Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 4) finden Anwendung." 

Anhang XVII (Geistiges Eigentum): 

Unter der Überschrift "Sektorale Anpassungen" wird Folgendes ange-
fügt: 

"Zwischen den Vertragsparteien finden die besonderen Mechanismen 
nach Kapitel 1 (Gesellschaftsrecht) des Anhangs V der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 Anwen-
dung." 

Anhang XVIII (Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz, Ar-
beitsrecht sowie Gleichbehandlung von Männern und Frauen): 

In Nummer 30 (Richtlinie 96/71/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates) erhält Abs. 2 über die Übergangsregelungen folgende Fassung: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte vom 
25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 für Bulga-
rien (Anhang VI Kapitel 1) und Rumänien (Anhang VII Kapitel 1) finden 
Anwendung. 
Das Protokoll 44 über die Schutzmechanismen infolge der Erweiterun-
gen des Europäischen Wirtschaftsraums findet auf die Schutzmechanis-
men nach den in den vorstehenden Absätzen genannten Übergangsrege-
lungen Anwendung." 

Anhang XX (Umweltschutz): 

1. Der Nummer 1f (Richtlinie 96/61/EG des Rates) wird folgender 
Absatz angefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt D Nummer 1) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt D Nummer 1) finden 
Anwendung." 
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2. Der Nummer 7a (Richtlinie 98/83/EG des Rates) wird folgender 
Absatz angefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt C Nummer 5) finden 
Anwendung." 

3. In Nummer 9 (Richtlinie 83/513/EWG des Rates) wird zwischen dem 
Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wortlaut der Anpas-
sung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt C Nummer 1) finden 
Anwendung." 

4. In Nummer 10 (Richtlinie 84/156/EWG des Rates) wird zwischen 
dem Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wortlaut der 
Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt C Nummer 1) finden 
Anwendung." 

5. In Nummer 11 (Richtlinie 84/491/EWG des Rates) wird vor dem 
Wortlaut der Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt C Nummer 2) finden 
Anwendung." 

6. In Nummer 12 (Richtlinie 86/280/EWG des Rates) wird zwischen 
dem Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wortlaut der 
Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt C Nummer 3) finden 
Anwendung." 
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7. In Nummer 13 (Richtlinie 91/271/EWG des Rates) wird zwischen 
dem Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wortlaut der 
Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt C) und Rumänien 
(Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt C Nummer 4) finden Anwendung." 

8. In Nummer 19a (Richtlinie 2001/80/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates) wird zwischen dem Absatz über die Übergangsrege-
lungen und dem Wortlaut der Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt D Nummer 2) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt D Nummer 3) finden 
Anwendung." 

9. In Nummer 21ad (Richtlinie 1999/32/EG des Rates) wird zwischen 
dem Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wortlaut der 
Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt A Nummer 2) finden 
Anwendung." 

10. In Nummer 32c (Verordnung (EWG) Nr. 259/93 des Rates) wird 
zwischen dem Absatz über die Übergangsregelungen und dem Wort-
laut der Anpassung folgender Absatz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt B Nummer 1) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt B Nummer 1) finden 
Anwendung." 

11. Der Nummer 32d (Richtlinie 1999/31/EG des Rates) wird folgender 
Absatz angefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt B Nummer 3) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt B Nummer 3) finden 
Anwendung." 
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12. In Nummer 32f (Richtlinie 2000/76/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates) wird vor dem Wortlaut der Anpassung folgender Ab-
satz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt D Nummer 2) finden 
Anwendung." 

13. In Nummer 32fa (Richtlinie 2002/96/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates) wird zwischen dem Absatz über die Über-
gangsbestimmungen und dem Wortlaut der Anpassung folgender Ab-
satz eingefügt: 

"Die Übergangsregelungen nach den Anhängen der Beitrittsakte 
vom 25. April 2005 bzw. des Beitrittsprotokolls vom 25. April 2005 
für Bulgarien (Anhang VI Kapitel 10 Abschnitt B Nummer 4) und 
Rumänien (Anhang VII Kapitel 9 Abschnitt B Nummer 4) finden 
Anwendung." 
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Schlussakte 

Die Bevollmächtigten 
der Europäischen Gemeinschaft, 
im Folgenden "Gemeinschaft" genannt, und 
des Königreichs Belgien, 
der Tschechischen Republik, 
des Königreichs Dänemark, 
der Bundesrepublik Deutschland, 
der Republik Estland, 
Irlands, 
der Hellenischen Republik, 
des Königreichs Spanien, 
der Französischen Republik, 
der Italienischen Republik, 
der Republik Zypern, 
der Republik Lettland, 
der Republik Litauen, 
des Grossherzogtums Luxemburg, 
der Republik Ungarn, 
Maltas, 
des Königreichs der Niederlande, 
der Republik Österreich, 
der Republik Polen, 
der Portugiesischen Republik, 
der Republik Slowenien, 
der Slowakischen Republik, 
der Republik Finnland, 
des Königreichs Schweden, 
des Vereinigten Königreichs Grossbritannien und Nordirland, 
Vertragsparteien des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft, im Folgenden "EG-Mitgliedstaaten" genannt, 



23 

die Bevollmächtigten 
Islands, 
des Fürstentums Liechtenstein, 
des Königreichs Norwegen, 
im Folgenden "EFTA-Staaten" genannt, 
alle zusammen Vertragsparteien des am 2. Mai 1992 in Porto unterzeich-
neten Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, im Folgen-
den "EWR-Abkommen" genannt, zusammen im Folgenden "derzeitige 
Vertragsparteien" genannt, 
und 
die Bevollmächtigten 
der Republik Bulgarien, 
Rumäniens, 
im Folgenden "neue Vertragsparteien" genannt, 
die am fünfundzwanzigsten Juli zweitausendsieben in Brüssel zur Unter-
zeichnung des Übereinkommens über die Beteiligung der Republik Bul-
garien und Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum zusammenge-
kommen sind, haben folgende Texte angenommen: 

I. Übereinkommen über die Beteiligung der Republik Bulgarien und 
Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden "Über-
einkommen" genannt) 

II. folgende, dem Übereinkommen beigefügte Texte: 
Anhang A: Verzeichnis nach Art. 3 des Übereinkommens, 
Anhang B: Verzeichnis nach Art. 4 des Übereinkommens. 

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die Bevoll-
mächtigten der neuen Vertragsparteien haben folgende, dieser Schlussak-
te beigefügte Gemeinsame Erklärungen und sonstige Erklärungen ange-
nommen: 
1. Gemeinsame Erklärung zur rechtzeitigen Ratifikation des Überein-

kommens über die Beteiligung der Republik Bulgarien und Rumä-
niens am Europäischen Wirtschaftsraum; 

2. Gemeinsame Erklärung zum Tag des Ablaufs der Geltungsdauer der 
Übergangsregelungen; 

3. Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung der Republik 
Bulgarien und Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum; 
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4. Gemeinsame Erklärung zum Handel mit landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen und landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen; 

5. Gemeinsame Erklärung zur Liechtenstein betreffenden Sektoralen 
Anpassung im Bereich der Freizügigkeit; 

6. Gemeinsame Erklärung zu den in Protokoll 38a genannten Schwer-
punktbereichen; 

7. Gemeinsame Erklärung zu den finanziellen Beiträgen. 

Die Bevollmächtigten der derzeitigen Vertragsparteien und die Bevoll-
mächtigten der neuen Vertragsparteien haben folgende, dieser Schlussak-
te beigefügte Erklärungen zur Kenntnis genommen: 
1. Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten; 
2. Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der 

Arbeitnehmer; 
3. Einseitige Erklärung der Regierung Liechtensteins zum Addendum 

zu Protokoll 38a. 

Sie sind ferner übereingekommen, dass das EWR-Abkommen, geändert 
durch das Anpassungsprotokoll zum Abkommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, und der vollständige Wortlaut aller Beschlüsse des 
Gemeinsamen EWR-Ausschusses spätestens bis zum Inkrafttreten des 
Übereinkommens in bulgarischer und rumänischer Sprache abzufassen 
und von den Vertretern der derzeitigen Vertragsparteien und der neuen 
Vertragsparteien auszufertigen sind. 
Sie nehmen das ebenfalls dieser Schlussakte beigefügte Abkommen in 
Form eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und 
dem Königreich Norwegen über ein Kooperationsprogramm zur Förde-
rung des wirtschaftlichen Wachstums und der nachhaltigen Entwicklung 
in Bulgarien zur Kenntnis. 
Sie nehmen ferner das dieser Schlussakte beigefügte Abkommen in Form 
eines Briefwechsels zwischen der Europäischen Gemeinschaft und dem 
Königreich Norwegen über ein Kooperationsprogramm zur Förderung 
des wirtschaftlichen Wachstums und der nachhaltigen Entwicklung in 
Rumänien zur Kenntnis. 
Des Weiteren nehmen sie das dieser Schlussakte beigefügte Zusatzproto-
koll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und Island aus Anlass des Beitritts der Republik Bulgarien und 
Rumäniens zur Europäischen Union zur Kenntnis. 
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Sie nehmen ausserdem das ebenfalls dieser Schlussakte beigefügte Zu-
satzprotokoll zum Abkommen zwischen der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und dem Königreich Norwegen aus Anlass des Beitritts der 
Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union zur Kennt-
nis. 
Sie weisen darauf hin, dass die genannten Übereinkünfte und Protokolle 
unter der Annahme vereinbart wurden, dass keine Änderungen bei der 
Beteiligung am Europäischen Wirtschaftsraum eintreten. 

Geschehen zu Brüssel am fünfundzwanzigsten Juli zweitausendsieben. 

(Es folgen die Unterschriften) 
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Gemeinsame Erklärungen und sonstige Erklärungen 
der derzeitigen Vertragsparteien und der neuen  

Vertragsparteien des Übereinkommens 

Gemeinsame Erklärung zur rechtzeitigen Ratifikation des Überein-
kommens über die Beteiligung der Republik Bulgarien und  

Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum 

Die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien wei-
sen mit Nachdruck darauf hin, wie wichtig eine rechtzeitige Ratifikation 
oder Genehmigung des Übereinkommens über die Beteiligung der Re-
publik Bulgarien und Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum 
durch die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien 
nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Bestimmungen ist, um das 
reibungslose Funktionieren des Europäischen Wirtschaftsraums zu ge-
währleisten. 

Gemeinsame Erklärung zum Tag des Ablaufs der Geltungsdauer der 
Übergangsregelungen 

Die Übergangsregelungen des Beitrittsvertrags werden in das EWR-
Abkommen übernommen; ihre Geltungsdauer läuft am gleichen Tag ab, 
an dem sie abgelaufen wäre, wenn die Erweiterung der Europäischen 
Union und die Erweiterung des EWR zeitgleich am 1. Januar 2007 statt-
gefunden hätten. 

Gemeinsame Erklärung zur Anwendung der Ursprungsregeln nach 
Inkrafttreten des Übereinkommens über die Beteiligung der Republik 

Bulgarien und Rumäniens am Europäischen Wirtschaftsraum 

1. Ursprungsnachweise, die von einem EFTA-Staat oder einer neuen 
Vertragspartei aufgrund eines Präferenzabkommens zwischen den 
EFTA-Staaten und der neuen Vertragspartei oder aufgrund einseitiger 
nationaler Rechtsvorschriften eines EFTA-Staates oder einer neuen 
Vertragspartei ordnungsgemäss ausgestellt worden sind, gelten als 
Nachweis für den Präferenzursprung im EWR, sofern 
a) der Ursprungsnachweis und die Beförderungspapiere spätestens 

am Tag vor dem Beitritt der neuen Vertragspartei zur Europäi-
schen Union ausgestellt worden sind; 
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b) der Ursprungsnachweis den Zollbehörden innerhalb von vier 
Monaten nach Inkrafttreten des Übereinkommens vorgelegt wird. 

Sind Waren aus einem EFTA-Staat oder einer neuen Vertragspartei 
vor dem Tag des Beitritts der neuen Vertragspartei zur Europäischen 
Union aufgrund einer zum damaligen Zeitpunkt geltenden Präferenz-
regelung zwischen einem EFTA-Staat und einer neuen Vertragspartei 
zur Einfuhr in eine neue Vertragspartei bzw. einen EFTA-Staat an-
gemeldet worden, so kann auch ein aufgrund dieser Regelung nach-
träglich ausgestellter Ursprungsnachweis in den EFTA-Staaten oder 
den neuen Vertragsparteien anerkannt werden, sofern er den Zollbe-
hörden innerhalb von vier Monaten nach Inkrafttreten des Überein-
kommens vorgelegt wird. 

2. Die EFTA-Staaten einerseits und die Republik Bulgarien und Rumä-
nien andererseits können die Bewilligungen aufrechterhalten, mit de-
nen aufgrund von Abkommen zwischen den EFTA-Staaten einerseits 
und der Republik Bulgarien und Rumänien andererseits der Status 
des "ermächtigten Ausführers" verliehen worden ist, sofern die er-
mächtigten Ausführer die EWR-Ursprungsregeln anwenden. 
Diese Bewilligungen werden von den EFTA-Staaten und der Repu-
blik Bulgarien und Rumänien spätestens ein Jahr nach dem Inkraft-
treten des Übereinkommens durch neue Bewilligungen ersetzt, die 
unter den Voraussetzungen des Protokolls 4 zum Abkommen über 
den Europäischen Wirtschaftsraum erteilt werden. 

3. Die zuständigen Behörden der EFTA-Staaten und der neuen Ver-
tragsparteien geben Ersuchen um nachträgliche Prüfung von Ur-
sprungsnachweisen, die aufgrund der unter den Nummern 1 und 2 
genannten Präferenzabkommen und -regelungen ausgestellt wurden, 
in den drei Jahren nach Ausstellung des betreffenden Ursprungs-
nachweises statt; ein solches Ersuchen kann von den genannten Be-
hörden in den drei Jahren nach Anerkennung des Ursprungsnachwei-
ses gestellt werden. 

Gemeinsame Erklärung zum Handel mit landwirtschaftlichen Er-
zeugnissen und landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnissen 

1. Im Rahmen der EWR-Erweiterungsverhandlungen haben Konsulta-
tionen zwischen den derzeitigen Vertragsparteien und den neuen Ver-
tragsparteien stattgefunden, bei denen geprüft wurde, ob die bilatera-
len Zugeständnisse, die bezüglich des Handels mit landwirtschaftli-
chen Erzeugnissen und landwirtschaftlichen Verarbeitungserzeugnis-
sen in den einschlägigen Teilen des EWR-Abkommens oder den ein-
schlägigen bilateralen Abkommen zwischen der Europäischen Ge-
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meinschaft und Island, Liechtenstein bzw. Norwegen eingeräumt 
wurden, angesichts der Erweiterung der Europäischen Union einer 
Anpassung bedürfen. 

2. Die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien 
haben für jedes Erzeugnis die Marktzugangsbedingungen geprüft und 
sind übereingekommen, im Zusammenhang mit der Erweiterung kei-
ne zusätzlichen Zugeständnisse bezüglich des Handels mit landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen und landwirtschaftlichen Verarbeitungser-
zeugnissen im Rahmen der geltenden Übereinkünfte einzuräumen. 

3. Die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien sind 
übereingekommen, dass Island, Liechtenstein und Norwegen im Zu-
sammenhang mit dieser Erweiterung der Europäischen Union hin-
sichtlich landwirtschaftlicher Erzeugnisse auf Ansprüche, Ersuchen 
und Vorlagen sowie auf die Änderung oder Zurücknahme von Zuge-
ständnissen nach Art. XXIV Abs. 6 und Art. XXVIII des GATT 1994 
verzichten. 

Gemeinsame Erklärung zur Liechtenstein betreffenden Sektoralen 
Anpassung im Bereich der Freizügigkeit 

Die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien, 
- unter Bezugnahme auf die Liechtenstein betreffenden Sektoralen 

Anpassungen im Bereich der Freizügigkeit, die durch den Beschluss 
Nr. 191/1999 des Gemeinsamen EWR-Ausschusses in das Abkommen 
aufgenommen und mit dem Übereinkommen vom 14. Oktober 2003 
über die Beteiligung der Tschechischen Republik, der Republik Est-
land, der Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Li-
tauen, der Republik Ungarn, der Republik Malta, der Republik Polen, 
der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik am Europäi-
schen Wirtschaftsraum geändert wurden, 

- in Anbetracht der weiterhin hohen, die Netto-Einwanderungsquote 
der oben genannten Regelung übersteigenden Zahl von Staatsangehö-
rigen der EG-Mitgliedstaaten und der EFTA-Staaten, die sich in 
Liechtenstein niederlassen wollen und 

- in der Erwägung, dass aufgrund der Beteiligung Bulgariens und Ru-
mäniens am EWR das im EWR-Abkommen verankerte Recht auf 
Freizügigkeit von einer noch höheren Zahl von Staatsangehörigen in 
Anspruch genommen werden kann, 
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kommen überein, diesen Sachverhalt sowie die unveränderte Aufnahme-
kapazität Liechtensteins bei der Überprüfung der in den Anhängen V 
und VIII des EWR-Abkommens vorgesehenen Sektoralen Anpassungen 
gebührend zu berücksichtigen. 

Gemeinsame Erklärung zu den in Protokoll 38a genannten  
Schwerpunktbereichen 

Die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien er-
innern daran, dass in den einzelnen Empfängerstaaten nicht alle der in 
Art. 3 des Protokolls 38a festgelegten Schwerpunktbereiche abgedeckt 
werden müssen. 

Gemeinsame Erklärung zu den finanziellen Beiträgen 

Die derzeitigen Vertragsparteien und die neuen Vertragsparteien 
kommen überein, dass die im Rahmen der EWR-Erweiterung getroffe-
nen Vereinbarungen über die finanziellen Beiträge die Regelungen für die 
Zeit nach dem Ablauf ihrer Geltungsdauer am 30. April 2009 nicht prä-
judizieren. 

Sonstige Erklärungen einer oder mehrerer Vertrags-
parteien des Übereinkommens 

Allgemeine Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten 

Die EFTA-Staaten nehmen die der Schlussakte des Vertrags zwischen 
dem Königreich Belgien, der Tschechischen Republik, dem Königreich 
Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Estland, 
Irland, der Hellenischen Republik, dem Königreich Spanien, der Franzö-
sischen Republik, der Italienischen Republik, der Republik Zypern, der 
Republik Lettland, der Republik Litauen, dem Grossherzogtum Luxem-
burg, der Republik Ungarn, der Republik Malta, dem Königreich der 
Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, der Portugie-
sischen Republik, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, 
der Republik Finnland, dem Königreich Schweden, dem Vereinigten 
Königreich Grossbritannien und Nordirland (Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Union) und der Republik Bulgarien und Rumänien über den 
Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union 
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beigefügten Erklärungen, die für das EWR-Abkommen von Bedeutung 
sind, zur Kenntnis. 
Die EFTA-Staaten weisen darauf hin, dass die der Schlussakte des in im 
vorstehenden Absatz genannten Vertrags beigefügten Erklärungen, die 
für das EWR-Abkommen von Bedeutung sind, nicht in einer Weise 
ausgelegt oder angewandt werden können, die im Widerspruch zu den 
Verpflichtungen der derzeitigen Vertragsparteien und der neuen Ver-
tragsparteien aus diesem Übereinkommen oder aus dem EWR-Abkom-
men steht. 

Gemeinsame Erklärung der EFTA-Staaten zur Freizügigkeit der  
Arbeitnehmer 

Die EFTA-Staaten weisen mit Nachdruck auf die wichtige Rolle hin, 
die Differenzierung und Flexibilität in der Regelung für die Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer spielen. Sie bemühen sich, den Zugang zum Arbeits-
markt für Staatsangehörige der Republik Bulgarien und Rumäniens im 
Rahmen des nationalen Rechts zu erweitern, um die Angleichung an den 
Besitzstand zu beschleunigen. Daher sollten sich die Beschäftigungsmög-
lichkeiten in den EFTA-Staaten für Staatsangehörige der Republik Bul-
garien und Rumäniens nach dem Beitritt dieser Staaten erheblich verbes-
sern. Ferner werden die EFTA-Staaten die vorgeschlagene Regelung 
bestmöglich nutzen, um so bald wie möglich zur vollen Anwendung des 
Besitzstands im Bereich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer überzuge-
hen. Für Liechtenstein wird dies nach Massgabe der in den Sektoralen 
Anpassungen in Anhang V (Freizügigkeit der Arbeitnehmer) und An-
hang VIII (Niederlassungsrecht) des EWR-Abkommens vorgesehenen 
Sonderregelungen geschehen. 

Einseitige Erklärung der Regierung Liechtensteins zum Addendum 
zu Protokoll 38a 

Die Regierung Liechtensteins, 
- unter Bezugnahme auf das Addendum zu Protokoll 38a, 
- eingedenk des Einvernehmens darüber, dass Bulgarien und Rumänien 

in dem gleichen Masse wie die in Art. 5 des Protokolls 38a genannten 
Empfängerstaaten von den Beiträgen der EFTA-Staaten zur Verringe-
rung der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten im Europäi-
schen Wirtschaftsraum profitieren sollten und unter Berücksichti-
gung des in diesem Artikel genannten Verteilungsschlüssels, 
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- in Anbetracht der ausserordentlichen Anstrengungen, die die EFTA-
Staaten im Rahmen des EWR-Finanzierungsmechanismus unter-
nommen haben, um die Finanzmittel für Bulgarien und Rumänien 
aufzustocken, 

stellt fest, dass im Rahmen der in Art. 9 des Protokolls 38a vorgesehenen 
Überprüfung bei einer etwaigen Vereinbarung über eine weitere Finan-
zierungsregelung die bereits erzielten Fortschritte bei der Verringerung 
der wirtschaftlichen und sozialen Ungleichheiten berücksichtigt werden, 
damit die Beiträge der drei EFTA-Staaten proportional gekürzt werden, 
falls einer oder mehrere der derzeitigen Empfängerstaaten nicht mehr für 
Finanzierungen im Rahmen einer solchen Regelung in Betracht kommt 
bzw. kommen. 


